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Protokoll des ersten Dialogforums am 30.03.2022:  

„Gewalt gegen Frauen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen“ 

 

Teilnehmer:innen: 44 Personen, u.a. Vertreter: innen von Beratungseinrichtungen und Frauen-

häusern, Verbänden, Polizei, Behörden und Bezirken 

Moderation: Peer Gillner, Karin Robben (Lawaetz-Stiftung) 

 

1. Umfragen 

Das Dialogforum beginnt mit einer Umfrage zum beruflichen Hintergrund der Teilnehmenden.  

Es zeigt sich folgendes Bild (Mehrfachnennungen waren möglich): 

Beratungsstelle: 31 % 

Institution: 29 % 

Verwaltung: 29 %,  

Initiative: 11 % 

Frauenhaus: 4 %  

Politik: 4 % 

 

In einer darauf folgenden weiteren Umfrage gaben 25 von 39 abstimmenden Teilnehmenden an, 

bereits Erfahrungen mit gewaltbetroffenen Frauen mit Behinderung gemacht zu haben. 

2. Input 

Es folgt ein Input von Bianca Bicker, Frauenbeauftragte und Werkstatträtin der Elbewerkstätten. Die 

Folien mit detaillierten Informationen befinden sich im Anhang.  

Auf Nachfragen berichtet Frau Bicker, dass sie besonders häufig angefragt wird bei Problemen von 

Kolleg: innen untereinander, insbesondere aber auch bei sexuellen Grenzüberschreitungen.  

Derzeit müsse es Frauenbeauftragte verpflichtend nur in Werkstätten geben (Bundesrecht). Es fehle 

eine solche Vorschrift für Wohneinrichtungen – hier handele es sich um Landesrecht – Hamburg 

habe dies bislang noch nicht entschieden. In manchen Hamburger Wohneinrichtungen gebe es 

zwar bereits eine Frauenbeauftragte, allerdings auf freiwilliger Basis. 

Es wird die Frage gestellt, wie es derzeit in Hamburg mit der Entwicklung von Schutzkonzepten 

aussehe. Denn mittlerweile sei es gesetzlich verankert, dass Einrichtungen über ein Schutzkonzept 

verfügen müssten. Hierauf wird seitens des LI und der Schulbehörde angemerkt, dass die Entwick-

lung von Schutzkonzepten in Schulen im Jahr 2017 in Hamburg angelaufen sei. An der Weiterent-

wicklung dieser Konzepte werde intensiv gearbeitet. Statistisch seien 1-2 Kinder pro Schulklasse 

von Gewalt betroffen. Die Sozialbehörde berichtet, dass die Schutzkonzepte in Schulen als Anre-

gung dienen für Schutzkonzepte, die derzeit im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie entwi-

ckelt würden.  
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Es wird nach der bestehenden Vernetzung zu Opferberatungsstellen gefragt. Frau Bicker gibt an, 

vereinzelt guten Kontakt zu haben, eine Intensivierung des Kontakts zu anderen Beratungsstellen 

sei aber gewünscht. 

 

3. Austausch und Diskussion 

Im Laufe der Diskussion wird die Frage eingebracht, ob die Zielgruppe dieses Fachdialoges näher 

bestimmt werden soll. Nach Ansicht der Expert: innen hat jede Gruppe gewaltbetroffener Frauen 

mit Behinderung einen ähnlich großen Bedarf – eine Fokussierung auf einzelne Zielgruppen findet 

im Laufe des Austausches daher (zunächst) nicht statt. 

Im Laufe der Diskussion entwickeln sich folgende thematische Schwerpunkte:  

Prävention sexualisierter Gewalt in Schule und Kindertagesstätten: 

Zur Verbesserung der Situation von gewaltbetroffenen Frauen mit Behinderung müsse Präventi-

onsarbeit zu sexualisierter Gewalt in Schule und Kita im Fokus liegen. Das LI gibt an, das Thema sei 

bereits in den Bildungsplänen verankert – Fortbildungen für pädagogische Fachkräfte fänden statt. 

Es gebe zudem bundesweite Online-Fortbildungen für Grundschulen und weiterführende Schulen. 

Man arbeite zudem auch daran, das Thema über andere Zugänge zu erschließen, wie etwa über 

Theaterprojekte. 

 

Niedrigschwelliger Zugang zu Opferberatungsstellen und Frauenhäusern:  

Die Beratungsstellen berichten, dass die Fallzahl der ratsuchenden gewaltbetroffenen Frauen mit 

Behinderung verhältnismäßig gering sei. Dies stünde nicht im Verhältnis zur Statistik. Ursächlich 

hierfür seien unter andere erschwerte Zugänge zum Hilfesystem:  

Viele Beratungsstellen und auch Frauenhäuser seien nicht barrierefrei – im Fall einer Barrierefreiheit 

gebe es in Frauenhäusern nur wenige Plätze. Frauenhäuser könnten Frauen mit Assistenzbedarf 

zudem regelhaft nicht aufnehmen, da Assistenzen häufig wechselten und dies die Anonymität der 

Frauenhäuser gefährde. Auch für gewaltbetroffene Kinder und Jugendliche mit Beeinträchtigung 

gebe es zu wenige Schutzeinrichtungen. Es wird betont, dass Mädchen und Frauen mit Behinderung 

bei allen Maßnahmen stets mitzudenken seien. Dies stößt auf breite Zustimmung.  

Darüber hinaus seien Frauen und Mädchen nicht ausreichend über bestehende Angebotsstruktur 

der Opferhilfelandschaft informiert: Sie gelangten – wenn überhaupt –  zu den Beratungsstellen 

nicht auf direktem Wege, sondern über Betreuer: innen, Lehrer: innen oder Eltern. Dies liege auch 

daran, dass Einrichtungen Informationen nicht weitergeben würden. Ursächlich hierfür sei, dass es 

sich bei Gewalt gegen Frauen mit Beeinträchtigung und Behinderung einerseits um ein stark tabu-

isiertes Thema handele. Andererseits hätten Einrichtungen zudem Angst vor einer möglichen Ruf-

schädigung und setzten sich daher erst gar nicht mit dem Thema auseinander. Darüber hinaus sei 

das Fachpersonal in Wohneinrichtungen im Umgang mit dem Phänomen nicht geschult und es 

zeige sich auch hier der Fachkräftemangel. 
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Sensibilisierung und Fortbildung 

Um strukturelle Mauern in Einrichtungen zu durchbrechen und Einrichtungen die Angst vor einer 

Rufschädigung zu nehmen, müsste sowohl das Fachpersonal als auch die Führungsebene in Ein-

richtungen für den Umgang mit gewaltbetroffenen Frauen mit Behinderung sensibilisiert und ge-

schult werden. Es gebe zu wenig Bewusstsein für die Schwere der Taten. 

Eine mangelnde Sensibilisierung wird auch in der Justiz gesehen. Zeugenbefragungen seien zu kurz 

terminiert, es werde keine leichte Sprache verwendet. Ein Bemühen sei jedoch erkennbar. 

Wünschenswert sei die Einrichtung eines Präventions- und Fortbildungsinstituts in Hamburg wie 

das PETZE-Institut für Gewaltprävention. 

Ausbau und Schaffung niedrigschwelliger Angebote 

Auch im Zuge o.g. Überlegungen wird herausgearbeitet, dass es mehr niedrigschwellige Ange-

bote braucht, um Frauen mit Beeinträchtigung und Behinderung zu erreichen. Eine Informations-

versorgung von extern sei wichtig, um das geschlossene System Einrichtung zu durchbrechen. Ge-

rade, da es für viele Betroffene ein schambehaftetes Thema sei und die Hürde, zu einer Bera-

tungsstelle zu gehen, hoch sei, seien niedrigschwellige Veranstaltungen in kleinen Gruppen in Ein-

richtungen wichtig (z.B. Frauenfrühstück, Kaffeetrinken,…). Hier sei es auch wichtig, dass Bewoh-

ner: innen eine räumliche Möglichkeit gegeben werde, sich diesbezüglich zu vernetzen. In diesem 

Zusammenhang wird ferner die Überlegung angestellt, Mitarbeiter: innen von Beratungseinrich-

tungen könnten zudem tageweise in Einrichtungen gehen und über ihr Angebot informieren. Es 

wird auch angedacht, in Einrichtungen und Werkstätten müsste regelhaft und dauerhaft Informa-

tionsmaterial ausliegen, sodass Betroffene sich bei Bedarf jederzeit hierüber informieren könnten.  

Empowerment 

Ein weiterer wichtiger Punkt sei ein stärkeres Empowerment von Mädchen und Frauen mit Behin-

derung. Vielen betroffenen Frauen mit Behinderung fiele es schwer, ihre Rechte zu erkennen und 

für diese einzutreten. Hier sei dringend Empowerment notwendig, vermittelt über o.g. nied-

rigschwellige Angebote, Rückzugsmöglichkeiten zur Vernetzung und die Stärkung durch Peers. 

Als positives Beispiel wird die interaktive Wanderausstellung „Echt mein Recht“ genannt, welche im 

Oktober 2021 Interessierte und Menschen mit Lernschwierigkeiten über Selbstbestimmung und 

Schutz vor sexualisierter Gewalt in Hamburg informierte. Neben der überzeugenden inhaltlichen 

Gestaltung der Ausstellung wird die gute Erreichbarkeit der Ausstellung im Bezirksamt Mitte her-

vorgehoben. Ein örtlicher Wechsel von Bezirk zu Bezirk sei jedoch wünschenswert gewesen, um 

noch mehr Frauen mit Behinderung zu erreichen. Wünschenswert wäre es auch, die Ausstellung 

dauerhaft in Hamburg zu haben. Die Sozialbehörde berichtet, dass geplant sei, die Wanderausstel-

lung noch einmal nach Hamburg zu holen.  

Vernetzung 

Erforderlich sei zudem insgesamt eine bessere Vernetzung aller relevanten Akteure, insbesondere 

aber eine bessere Vernetzung der Einrichtungen mit externen Beratungsstellen, die eine Begleitung 

gewaltbetroffener Frauen mit Behinderung in den Einrichtungen möglich machen könnten. Im 

Fachdialog zeichnet sich an dieser Stelle bereits eine erste Vernetzung zwischen Beratungsstellen 

und den Elbewerkstätten ab.  
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Der Polizeiliche Opferschutz lädt ein, den Kontakt zum Polizeilichen Opferschutz zu nutzen (Kon-

taktdaten weiter unten).  

Informationsmaterial in Leichter Sprache 

Insgesamt fehle es an Informationsmaterialien in leichter Sprache. Besonders für Kinder- und Ju-

gendliche stünden keine geeigneten Unterlagen zur Verfügung; für von sexualisierter Gewalt be-

troffene Jungen sei der Mangel besonders auffällig. Darüber hinaus gebe es einen Mangel an Ma-

terialien in Brailleschrift.  

Der Polizeiliche Opferschutz bietet an, zu schauen, welche Materialien in Leichter Sprache zur Ver-

fügung stehen – vielleicht könnte eine Materialsammlung erstellt werden.  

Gebärdendolmetscher:innen 

Im Rahmen der Nutzung von Gebärdendolmetscher:innen bei Beratungsgesprächen werde eine 

mögliche Kostenübernahme durch die Krankenkassen selten forciert. Eine Erstattung durch die Kas-

sen komme nur in Betracht, wenn eine medizinische Notwendigkeit der Beratung bescheinigt wor-

den sei. Diese Hürde sei in vielen Fällen zu hoch. Beratungen seien regelmäßig dringend, es könne 

nicht gewartet werden, bis die Kostenübernahme geklärt sei. In der Konsequenz kämen Beratungs-

stellen meist selber für die Kosten auf. Es wird die Befürchtung geäußert, dass sich gewaltbetroffene 

Frauen mit Behinderung auch aufgrund des erschwerten Zugangs nicht an Beratungsstellen wen-

den.  

Zudem gebe es insgesamt zu wenige Gebärdendolmetscher:innen. Wünschenswert sei ein Pool von 

Dolmetscher: innen, die geschult seien und der Schweigepflicht unterliegen. Die Senatskoordinato-

rin für Gleichstellung berichtet, dass sie derzeit damit befasst seien, einen kleinen Pool an Dolmet-

scher: innen aufzubauen. Insgesamt sei es aber schwierig, Dolmetscher: innen hierfür zu gewinnen, 

da selbstständige Gebärdendolmetscher:innen deutlich mehr verdienten. Die Beratungsstellen äu-

ßern Interesse, auf den Pool zugreifen zu dürfen. Die Planungen laufen noch.   

 

 

Gen Ende der Diskussion werden noch einzelne Fragen gestellt bzw. Anmerkungen gemacht: 

Es ist schwierig, Frauen mit Behinderung zu erreichen, die nicht in Einrichtungen leben – insbeson-

dere, wenn eine Vormundschaft der Eltern oder anderer Familienmitglieder besteht. Jene Frauen 

könnten am besten über ihre Arbeitsassistenzen erreicht werden. Viele Frauen mit Behinderung 

hätten jedoch keine Assistenz, der gegenüber sie sich öffnen könnten. Über eine temporär obliga-

torische persönliche Assistenz könnte nachzudenken sein.  

Es wird zudem angesprochen, dass die medizinische Versorgung von Frauen mit Behinderung ne-

ben o.g. Themenfeldern ebenfalls ein sehr wichtiges Thema sei; beispielsweise gebe es in Hamburg 

keine einzige gynäkologische Praxis mit einem Lift.  

 

Im Chat werden während der Diskussionen folgende Hyperlinks und Kontaktadressen gepostet:  

https://www.hilfetelefon.de/fileadmin/content/04_Materialien/1_Materialien_Bestel-

len/Flyer/100x210_BFZ_Hilfetelefon_2019_leichteSprache_Flyer_barrfrei_2019.pdf 

https://www.hilfetelefon.de/fileadmin/content/04_Materialien/1_Materialien_Bestellen/Flyer/100x210_BFZ_Hilfetelefon_2019_leichteSprache_Flyer_barrfrei_2019.pdf
https://www.hilfetelefon.de/fileadmin/content/04_Materialien/1_Materialien_Bestellen/Flyer/100x210_BFZ_Hilfetelefon_2019_leichteSprache_Flyer_barrfrei_2019.pdf
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https://www.hilfetelefon.de/fileadmin/content/04_Materialien/1_Materialien_Bestel-

len/Flyer/105x210_Flyer_Hilfetelefon_Gewalt_gegen_Frauen_Gebaerdensprache_Webversion.pdf 

https://www.familienplanungszentrum.de/service/materialien/lese-tipps-in-leichter-sprache/ 

https://li.hamburg.de/sexualerziehung-und-inklusion/ 

Polizeilicher Opferschutz 

Überseering 35, 22297 Hamburg 

opferschutz@polizei.hamburg.de 

Thomas Broy, Tel. 040-428670342 

Christin Dittmer, Tel. 040-428670345 

Iris Dechant, Tel. 040-428670343 

https://www.aufarbeitungskommission.de/service-presse/service/meldungen/pilotprojekt-zu-an-

hoerungen-von-menschen-mit-beeintraechtigungen-gestartet/ 

https://handarbeit-hh.de/handarbeiterinnen.html 

https://elbschule.hamburg.de/  

Für Informationen zum Runden Tisch „Sexualität inklusiv“ sowie eine mögliche Teilnahme:  

petri@familienplanungszentrum.de  

 

4. Nächste Schritte  

Geplant sind zwei weitere Treffen des Dialogforums im Jahr 2022: 

20.06.2022: Der Dialog soll einer gemeinsamen Verständigung auf konkrete (nichtlegislative) Hand-

lungsbedarfe zur Umsetzung der Istanbul-Konvention dienen; der Austausch über die bereits her-

ausgearbeiteten Bedarfe soll hierzu fortgeführt und ggf. sollen Bedarfe ergänzt werden. 

26.10.2022: Im Dialog sollen Erkenntnisse und konkrete Empfehlungen zur Umsetzung der Istanbul-

Konvention in Hamburg entwickelt werden. 

Die Ergebnisse aller Fachforen werden am 25. November 2022 präsentiert. 

 

 

Hamburg, April 2022 

 

 

 

 

 

 

ANHANG: Präsentationsfolien Vortrag „Gewalt gegen Frauen mit Behinderungen aus der Sicht einer 

Frauenbeauftragten in Einrichtungen“ von Bianca Bicker  
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Gewalt gegen Frauen mit
Behinderungen

aus der Sicht einer Frauen-
Beauftragten in Einrichtungen

Vortrag von Bianca Bicker
zum Fach-Dialog Gewalt gegen Frauen am 23.03.2022

1



• Frauen-Beauftragte

• Werkstatt-Rätin

• 2. Vorsitzende im Gesamt-Werkstatt-

Rat der Elbe Werkstätten

• Vorstand LAG Werkstatt-Räte

Hamburg

• Elbe Werkstätten Betrieb ReTörn

Das bin ich:

Bianca Bicker
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• Unterstützerin für Frauen-

Beauftragte und Werkstatt-Räte und 

Wohn-Beiräte

• Beratung in stationären Einrichtungen

• Teilhabe-Beraterin (EUTB) bei

Autonom Leben e.V.

• Diplom-Psychologin

• Peer Counselorin

Das ist meine Unterstützerin:

Chasa Chahine

3



Meine persönliche Motivation…

Das bin ich:

Bianca Bicker
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Meine Arbeit als Frauen-
Beauftragte: 

• Ansprechpartnerin für die weiblichen Kolleginnen

• Bindeglied zwischen Beschäftigten und Vorgesetzten bzw. 
Betreuer*innen

• Mögliche Themen: Probleme mit Vorgesetzten, Streit mit 
Kolleg*innen, Grenzverletzungen, Gewalt, private Probleme 

• Motto: „Wenn es privat nicht läuft, dann läuft es auf der 
Arbeit auch nicht“
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WAS macht eine Frauen-
Beauftragte: 

• Beratung

• Aufklärung

• Sensibilisierung

• Information

• Prävention

• Vor allem: Kontakt zu den Beschäftigten/Bewohnerinnen 
aufbauen und beibehalten 
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WIE macht das eine Frauen-
Beauftragte: 

• Einzelgespräche

• Gruppengespräche

• Schulungen und Kurse 

• Niedrigschwellige Angebote zur Kontakt-Aufnahme

• Vermittlung und Begleitung zu Beratungsstellen und 
anderen Einrichtungen
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WIE macht das eine Frauen-
Beauftragte: 

• Austausch und Vernetzung mit anderen Fachleuten und 
Einrichtungen 

• Vernetzung auf regionaler und Bundesebene 

• Interessenvertretung behinderter Frauen gegenüber 
Einrichtungen, Trägern, Politiker*innen und der 
Öffentlichkeit

• Eigene Weiterbildung
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WARUM sollte es Frauen-Beauftragte
geben: 

Frauen mit Behinderungen… 

• werden 2 bis 3 Mal häufiger Opfer von sexueller Gewalt 
als Frauen ohne Behinderung

• haben oft ein „Glaubwürdigkeits-Problem“

• kennen oft nicht ihre Rechte

• kennen oft nicht ihre eigenen Grenze

• trauen sich oft nicht, für sich selbst einzustehen
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WARUM sollte es Frauen-Beauftragte
geben: 

• Einrichtungen sind ein „geschlossenes System“

• Fehlen eines sozialen Netzwerk außerhalb der 
Einrichtungen und Werkstätten 

• Übergriffe und Grenzverletzungen bleiben oft 
unbemerkt
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WICHTIG in der Arbeit mit betroffenen
Frauen:

• Zeit 

• Augenhöhe 

• Ihnen glauben

• Parteilichkeit

• Geschützter Raum

• Vertrauen aufbauen 

• Verschwiegenheit
11



FORDERUNGEN und Anforderungen:

• Barrierefreie Informationen und Angebote
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Forderungen und Anforderungen:
“Barrierefrei”

• Räumlichkeiten ohne bauliche Barrieren

• Infomaterialien in Leichter Sprache (in Deutsch und in anderen 
Sprachen)

• Infomaterial in Blindenschrift

• Gebärdendolmetscher*innen

• Sprach-Dolmetscher*innen 

• Leichte Sprache und Unterstützte Kommunikation in 
Beratungsstellen, Einrichtungen und Behörden
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FORDERUNGEN und Anforderungen:

• Barrierefreie Informationen und Angebote

• Niedrigschwellige Informationen und Angebote

14



Forderungen und Anforderungen:
“Niedrigschwellig”

• Gute Erreichbarkeit von Angeboten und Beratungsstellen 
(mit ÖPNV)

• Personelle Ausstattung von Angeboten und Beratungsstellen 

• Kostenfreie Nutzung der Angebote

• Angebote und Beratung in den Einrichtungen 

• Fachleute in die Einrichtungen kommen

• Leichter Zugang zu Infos und Angeboten

15



FORDERUNGEN und Anforderungen:

• Barrierefreie Informationen und Angebote

• Niedrigschwellige Informationen und Angebote

• Prävention, Stärkung im Vorfeld
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Forderungen und Anforderungen:
“Prävention”

• Einzel-Gespräche, Veranstaltungen, Kurse, Gruppen-Angebote

• Möglichkeiten schaffen, um mit den Frauen ins Gespräch zu 
kommen (Frauen-Frühstück)

• Aufklärung über Rechte und

• Sensibilisierung für eigene Grenzen

• Kostenlose Kurse in Selbstbehauptung und Selbstverteidigung 
(z.B. WenDo)

• Ermutigung und Bestärkung
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FORDERUNGEN und Anforderungen:

• Barrierefreie Informationen und Angebote

• Niedrigschwellige Informationen und Angebote

• Prävention, Stärkung im Vorfeld

• Frauenbeauftragte in Wohneinrichtungen im Heimgesetz verankern

• Ausbildung von „Peers“ 

• Angemessene Bezahlung von Peers

• Feste Ansprechpartner*innen

• Schulungen und Fortbildungen des Fachpersonals
18



FORDERUNGEN und Anforderungen:

• Frauen mit Behinderung als Expertinnen in eigener Sache

• „Nichts über uns ohne uns!“

• Sensibilisierung für Gewalt und Schutz-Konzepte in den Einrichtungen

• Kontrolle der Schutz-Konzepte 

• Finanzielle und andere Konsequenzen

• Vernetzung auf regionaler und Bundesebene

• Geld für die Umsetzung
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Unser gemeinsames Ziel:

Unser Ziel muss es sein, 

gemeinsam die Voraussetzungen zu schaffen, 

dass Frauen mit Behinderung 

bestmöglichst nach ihren Bedürfnissen die 

Prävention und Hilfe bekommen, die sie brauchen! 
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Vielen Dank für Ihr Interesse.
Bei weiteren Fragen, melden Sie sich gerne bei mir:
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